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Der Einzug in den rheinland-pfälzischen Landtag wurde um nur wenige tausend Stimmen
verfehlt. Das ist eine verpasste Chance, weil es dort jetzt an einer Opposition gegen
Kürzungen, steigende Preise, Stellenabbau und Militarisierung fehlt. Gleichzeitig war es das
beste Ergebnis der Linken Rheinland-Pfalz. Das starke Ergebnis unter Jugendlichen (15%
der 18-24 Jährigen) und in Mainz (10,9%) zeigen aber das enorme Potential, das wir als Partei
haben. Viele sind auf der Suche nach einer Alternative zur kapitalistischen Dauerkrise. Diese
müssen wir erreichen und organisieren.

Seit den Bundestagswahlen 2025 ist die Zahl der Mitglieder deutlich gestiegen. Das hat
ermöglicht, dass es mehr Aktivitäten gab, wobei nur ein kleiner Teil der Mitglieder auch aktiv
ist. Es soll in der Diskussion aber nicht darum gehen, wie die einzelnen Aktiven sich noch
stärker verausgaben, sondern in welche Richtung wir gehen. Eine gemeinsame und kohärente
Ausrichtung würde sicherlich auch mehr Mitgliedern zeigen, wie und wofür sie aktiv werden.
Dafür braucht es jetzt politische Diskussion in der gesamten Partei.

Es folgen Thesen zur Auswertung des Wahlkampfs und zum weiteren Aufbau der Partei.
Diese sollen ein Ansatzpunkt bei den Diskussionen der kommenden Zeit, aber auch der
konkreten Parteiarbeit sein.

1. Anders sein als die anderen

Etablierte bürgerliche Parteien feiern längst keine großen Wahlerfolge mehr und befinden
sich auf dem absteigenden Ast. Die AfD kann davon aktuell am stärksten profitieren. Sie hat
83.000 Nicht-Wähler*innen mobilisiert, Die Linke dagegen nur 3.000. Als Linke müssen wir
uns eindeutig von den anderen Parteien abgrenzen und klarstellen, dass wir keine politischen
Bündnisse mit ihnen eingehen und eine deutliche Alternative zu ihrer Politik darstellen.
Dafür müssen unter anderem auch die Slogans deutlicher und kämpferischer werden.
Abstrakte Benennungen des Problems reichen nicht aus. So wurde von nahezu allen Parteien
plakatiert, dass die Mieten zu hoch sind. Bei uns fehlten aber auch klare Slogans die deutlich
machen, wie wir das Problem lösen (Enteignung, Mietendeckel, staatlicher Wohnbau mit
Kostenmiete).



2. Parteiaufbau voranbringen, kein Wahlverein sein

Bisher ist es nicht gelungen, die Wahlkämpfe für den Parteiaufbau zu nutzen. Wir brauchen
langfristige Strukturen, die auch nach den Wahlen weiterhin aktiv bleiben. Strukturen wie
Ortsgruppen müssen jetzt priorisiert werden, um Orte zu schaffen, in denen unsere Mitglieder
und Interessierte aktiv werden können, politische Debatten geführt werden und Kampagnen
durchgeführt werden. Die Aktiven müssen regelmäßig zusammenkommen und eine
gemeinsame Aktivität als Partei diskutieren und koordinieren zu können. Starke Strukturen
sind die beste Voraussetzung für die Organisierung von Kampagnen und Wahlkampf vor Ort.

Als Partei, die die gesellschaftlichen Verhältnisse grundlegend verändern will, dürfen wir kein
Wahlverein werden, der sich nur um das nächste Wahlergebnis schert. Unser Fokus muss es
sein über die Wahlkämpfe hinaus, aber auch durch die Wahlkämpfe, nachhaltige Strukturen
aufzubauen, neue Mitglieder politisch auszubilden und zu integrieren, Kampagnen
durchzuführen, in Bewegungen einzugreifen und unser politisches Profil auszubauen. Dies
wird umso drängender, da die Krise des Kapitalismus die Lage für die arbeitende Bevölkerung
täglich verschärft und sich Regierung und Kapital auf umfängliche Angriffe vorbereiten.

3. Themen für das ganze Land

Die Linke ist besonders stark in den Städten. Wir dürfen deshalb nicht vergessen, dass
Rheinland-Pfalz ein ländliches Flächenland ist. Themen wie Miete werden dort ganz anders
diskutiert und andere Probleme drängen sich in den Vordergrund. Gesundheit war dabei ein
gutes und wichtiges Thema. Wahlentscheidend war aber bei den meisten die Situation der
Wirtschaft und die soziale Sicherheit. Die AfD konnte gerade dort stärkste Kraft werden, wo
Stellenvernichtung und Perspektivlosigkeit um sich greifen. Genau zu diesen Themen hat Die
Linke das beste Programm, wie den Schutz aller Arbeitsplätze, kostenlose
Umschulungsprogramme, Überführung der Schlüsselindustrie in öffentliches Eigentum, unter
demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch die Arbeiter*innenklasse, welches viel stärker
thematisiert werden muss.

4. Haustürgespräche

Haustürgespräche müssen richtig genutzt werden. Wenn wir nur die Frage “Was würde dein
Leben leichter machen?” in den Vordergrund stellen und nicht mit ihnen darüber diskutieren
wie wir gemeinsam dafür kämpfen können, laufen wir Gefahr in eine Stellvertreter*innenpolitik
abzurutschen. Wir müssen offen sein für die Probleme der Menschen, ihnen aber auch



gleichzeitig unsere Antworten auf die multiplen Krisen des Kapitalismus anbieten. Vor allem
sollten wir die Haustürgespräche für Kampagnen nutzen, und um für Treffen, Veranstaltungen
und Aktionen zu mobilisieren. In den letzten Tagen der Wahl wurde vermehrt darauf gesetzt,
Kontakte für die Partei zu machen. Das war richtig! Die Frage muss also immer sein “Willst du
mit uns aktiv werden?”.

5. Bewegungen mit aufbauen

Die Linke muss auf die Straße gehen und in den sozialen Bewegungen präsent sein. Während
des Wahlkampfs gab es den feministischen Kampftag um den 8. März und den zweiten
Schulstreik gegen die Wehrpflicht. Trotz Teilnahme von Parteimitgliedern gab es kaum
sichtbare Präsenz der Partei und keine gezielte Intervention. Obwohl wir offiziell im 8. März
Bündnis, wie auch im Bündnis für den 1. Mai sind, waren wir dieses Jahr auf keinem der
entsprechenden Bündnistreffen. Das müssen wir ändern. Bewegungen sind wichtige
Bündnispartner*innen und Multiplikator*innen für linke Ideen.

Präsenz in sozialen Bewegungen kann auch in Wahlunterstützung münden. Die Gruppe “Free
Palestine Mainz”, die tief in der migrantischen Community von Mainz verwurzelt ist, hat zur
Wahl der Linken aufgerufen. Grund dafür waren entsprechende Anträge der Partei und die
Palästina-solidarische Haltung der Linken in Mainz. So kann es laufen, wenn wir in den
sozialen Bewegungen eine Rolle spielen.

6. Reagieren auf politische Ereignisse

Die Krisen des Kapitalismus und ihre Folgen, seien es Krieg, Stellenvernichtung, Sozialabbau
oder Klimakatastrophe, beschäftigen große Teile der Bevölkerung, auch hier in Mainz/Mainz-
Bingen. Als Linke müssen wir inhaltliche Erklärungsansätze schaffen und offensiv linke Ideen
voranstellen. Wir dürfen den Diskurs zum Krieg im Iran oder in Gaza nicht der bürgerlichen
Presse überlassen, aus Angst, von ihr diffamiert zu werden. Stattdessen ist es notwendig,
aus dieser Propaganda mit einer klaren linken Alternative herauszustechen. Wenn wir das
nicht tun, fördern wir die ideologische Verwirrung in der Gesellschaft und überlassen der AfD
teilweise das Feld in dem Bereich zu punkten, wie zuletzt, als die AfD ein großes Medienecho
mit der Forderung, alle US-Truppen aus Deutschland abzuziehen, bekam.
Es war richtig, dass die Partei als Folge des Iran-Kriegs eine Kundgebung vor der Airbase in
Ramstein organisiert hat. Allerdings hätte man diese Kundgebung viel zentraler im öffentlichen



Raum und in Medienauftritten bewerben müssen. Kreisverbände hätten zentrale Anreisen
organisieren können. All das sind verpasste Chancen.

7. Die Chancen nicht verspielen

Auch wenn unsere Partei gerade unter jungen Menschen und Städten wie Mainz viel Zuspruch
erfährt, muss uns auch bewusst sein, dass dies nicht von Dauer sein wird, wenn wir dieses
vorgeschossene Vertrauen wieder verspielen.
Regierungsbeteiligungen haben dafür gesorgt, dass die Partei sich mehr an die etablierten
Koalitionspartner angepasst hat, als Veränderungen durchgebracht hat. Im Osten hat sie
dadurch massiv an Rückhalt verloren. Viel Frustration gibt es auch in Bewegungen und der
Mitgliedschaft über Zustimmung zur Militarisierung im Bundesrat und Abweichungen vom
Parteiprogramm von prominenten Parteimitgliedern wie Gysi und Ramelow. Seit der
Brandrede von Heidi Reichinnek Anfang 2025, die Millionen gegen Rechts auf die Straße
gebracht hat, fiel man im Bundestag leider wieder mehr damit auf, sich an die CDU
anzubiedern (Ermöglichen des zweiten Wahlgangs der Kanzlerwahl, Rentenabstimmung,
etc.), statt zu massenhaftem Widerstand aufzurufen. Wir müssen deshalb auch in
Mainz/Mainz-Bingen diskutieren, wie wir darauf reagieren und unsere Kritik anbringen. Die
begonnene Programmdebatte ist dafür ein wichtiges Mittel, um diese Fragen zu klären.

8. Alternative zum Kapitalismus aufzeigen

Unsere Aufgabe ist es, sozialistische Ideen mehrheitsfähig zu machen. Das tun wir indem wir
selbstbewusst den Kapitalismus und die Politik seiner Vertreter*innen angreifen. Wir können
nicht zurückfallen auf ein Reformprogramm, welches so auch von SPD und Grünen kommen
könnte. Zurecht hat die große Mehrheit der Arbeiter*innenklasse kein Vertrauen in beide
Parteien. Es gibt einen großen Durst nach Alternativen und wir müssen verstärkt aufzeigen,
dass ein sozialistisches Programm die besten Ideen beinhaltet, um gegen “die da oben” zu
kämpfen. Dafür müssen wir anhand von konkreten Problemen und mit Kampagnen erklären,
warum antikapitalistische Maßnahmen wie Enteignung und demokratische Kontrolle über
Wirtschafts- und Gesellschaftszweige besser für alle sind. Dabei müssen wir aber auch den
Mut haben, die gesamtheitlichen Zusammenhänge aufzuzeigen, anstatt uns hinter derselben
Sprache, die alle anderen Parteien sprechen, zu verstecken.

So können wir die Linke als organisierende, sozialistische Klassenpartei, auch hier in
Mainz/Mainz-Bingen, aufbauen!
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